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Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
über die Entwicklung der wirtschaftlichen Lage der deutschen Landwirtschaft 
nach der Aufwertung der Deutschen Mark von 1969 


Einführung 

1. Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr, 2464/69 des Rates vom 9. Dezember 
1969 über die auf dem Agrarsektor infolge der 
Aufwertung der Deutschen Mark zu treffenden 
Maßnahmen^) prüft der Rat vor Ende des Jah- 
res 1973 anhand eines Berichts der Kommis- 
sion, wie sich die wirtschaftliche Lage der deut- 
schen Landwirtschaft nach der Aufwertung der 
Deutschen Mark unter dem Einfluß der von der 
deutschen Regierung getroffenen Maßnahmen 
entwickelt hat. Unter Berücksichtigung der Ent- 
wicklung der gemeinsamen Agrarpolitik be- 
schließt der Rat nach dem Verfahren von Artikel 
43 Absatz 2 des Vertrages geeignete Maßnah- 
men. 

2. Bei der Erstellung dieses Berichts hat sich die 
Kommission einmal auf die drei von der deut- 
schen Regierung gemäß Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 2464/69 der Kommission vor- 
gelegten Berichte über die Auswirkungen der 
getroffenen Maßnahmen auf die Einkommens- 
lage der deutschen Landwirtschaft und zum 
anderen auf den Bericht 1973 über die Lage der 
Landwirtschaft in der erweiterten Gemein- 
schaft^) gestützt. 

3. Die Kommission unterbreitet dem Rat gleich- 
zeitig einen Vorschlag für eine Entscheidung 
über ergänzende Maßnahmen in der Landwirt- 
schaft im Anschluß an die Aufwertung der Deut- 
schen Mark. 


I. Vorgeschichte 

4. Nach der Aufwertung der Deutschen Mark am 
24. Oktober 1969 hat der Rat die Verordnung 
(EWG) Nr. 2464/69 erlassen, die im wesentlichen 
folgende Bestimmungen vorsieht: 

— Die deutschen Landwirte können Beihilfen 
erhalten, die für jedes der Haushaltsjahre 
1970 bis 1973 einschließlich einen Betrag von 
1 ,7 Milliarden DM erreichen können. 

— Diese Beihilfen können in Form einer direk- 
ten Beihilfe an den landwirtschaftlichen Er- 
zeuger gewährt werden, sofern sie nicht nach 
Maßgabe des Preises oder der Menge des 
Erzeugnisses bestimmt wird. Die Beihilfe 
kann jedoch teilweise in Form eines Vor- 
schusses gewährt werden, den der landwirt- 
schaftliche Erzeuger beim Verkauf seiner Er- 
zeugnisse erhält und der höchstens 3 v. H. 
des Verkaufspreises betragen darf. 

— Die Gemeinschaft beteiligt sich an der Finan- 
zierung dieser Beihilfen mit einem Betrag 
von 90 Millionen RE im Rahmen des Haus- 
halts 1971 und mit einem Betrag von 60 Mil- 
lionen RE im Rahmen des Haushalts 1972; 
eine neuerliche Beteiligung der Gemein- 
schaft in Höhe von maximal 30 Millionen 
RE kann im Rahmen des Haushalts 1973 ge- 
währt werden. 


1) Amlsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1973, S. 4 und 5 

2) Dokument KOM(73) 1850 endg., Anhänge vom 16. No- 
vember 1973 
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— Die Depressivität der Gemeinschaftsfinanzie- 
rung wird von Deutschland nicht durch 
direkte Beihilfen, sondern durch geeignete 
Struktur- oder Sozialmaßnahmen ausgegli- 
chen. 

5. Zur Durchführung der Bestimmungen der vor- 
genannten Verordnung hat die deutsche Regie- 
rung am 23. Dezember 1969 ein Gesetz®) erlas- 
sen, das durch mehrere Gesetze und Durchfüh- 
rungsverordnungen ergänzt wurde. Danach hat 
die deutsche Regierung eine zeitlich nicht befri- 
stete Regelung für einen direkten Ausgleich 
über die Mehrwertsteuer in Höhe von 3 v. H. 
der Verkaufserlöse der landwirtschaftlichen Er- 
zeuger eingeführtj den Angaben der deutschen 
Behörden zufolge hat dieser Ausgleich folgende 
Beträge erreicht (in Mio DM) ; 

1970: 734 

1971: 807 

1972: 899. 

Daneben wurden den landwirtschaftlichen Er- 
zeugern in den Jahren 1970 bis 1973 nach einem 
jährlich festgesetzten und nach Erzeugnis diffe- 
renzierten Verteilungsschlüssel direkte Hektar- 
beihilfen gezahlt; diese Beihilfen erreichten fol- 
gende Beträge (in Mio DM) : 


1970: 

920,5 

1971: 

934,6 

1972: 

793,5 


Nach Angaben der deutschen Behörden hat sich 
der Gesamtbetrag der gezahlten Beihilfen wie 
folgt entwickelt (in Mio DM): 


1970; 

1654,5 

1971: 

1741,6 

1972: 

1692,5. 


Der Gesamtbetrag der 1973 gezahlten Beihilfen 
ist noch nicht bekannt; für die direkten Hektar- 
beihilfen wurde im Haushaltsplan 1973 ein Be- 
trag von 590,4 Millionen DM eingesetzt. 

6. Der EAGFL, Abteilung Garantie, hat Deutsch- 
land im Rahmen des Haushalts 1971 einen Be- 
trag von 90 Mio RE und im Rahmen des Haus- 
halts 1972 einen Betrag von 60 Mio RE bezahlt. 
In der Verordnung Nr. 2464/69 ist außerdem 


die Möglichkeit vorgesehen, daß der Rat auf 
Vorschlag der Kommission eine ergänzende fi- 
nanzielle Beteiligung im Rahmen des Haushalts 
1973 bis zur Höhe von 30 Millionen RE beschlie- 
ßen kann. Nach Prüfung der verschiedenen As- 
pekte dieser Frage einschließlich der Finanzlage 
der Abteilung Garantie des EAGFL bestätigt 
die Kommission, daß sie nicht beabsichtigt, den 
Rat mit einem diesbezüglichen Vorschlag zu 
befassen. 

Deutschland hat die Depressivität dieser Ge- 
meinschaftsfinanzierung 1972 durch Struktur- 
und Sozialmaßnahmen in Höhe von HO Mio 
DM ausgeglichen. 


§3. Entwicklung der wirtschaftlichen Lage 
der deutschen Landwirtschaft 

7. Nach den Informationen, die die deutschen Be- 
hörden in ihrem Bericht an die Kommission für 
das Jahr 1972 mitgeteilt haben, hat sich das 
Verhältnis zwischen den landwirtschaftlichen Er- 
zeugerpreisen und den Produktionsmittelpreisen 
in Deutschland seit 1969 um 9 v. H. verschlech- 
tert; nach diesem Bericht wäre die Verschlechte- 
rung stärker als in Frankreich, in den Nieder- 
landen und in Belgien. 

8. Die Wertschöpfung der deutschen Landwirt- 
schaft hat sich zwischen 1968 und 1972 ein- 
schließlich der Ausgleichsmaßnahmen um 14,3 
V. H. erhöht. Zwischen 1968 und 1971 hat sich 
die Wertschöpfung nur um 4,4 v. H. erhöht, 
während sie in der gesamten Sechsergemein- 
schaft um 13,3 V. H. zugenommen hat. 

9. Schließlich hat der den deutschen Landwir- 
ten gezahlte Ausgleich nach den deutschen 
Berichten in den drei Jahren 1970 bis 1972 den 
in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung Nr. 2464/ 
69 vorgesehenen Höchstbetrag (jährlich 1,7 Mil- 
liarde DM) um rund 78 Mio DM überschritten, 
was die zulässige Fehlergrenze nicht überstei- 
gen dürfte. 


3) Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der Aufwer- 
tung der Deutschen Mark auf dem Gebiet der Land- 
wirtschaft, BGB, Teil I, Nr. 134 vom 31. Dezember 1969 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21 . Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - Il4 ~ 680 70 -E- La 17/73: 

Dieser Bericht ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7, Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Bericht ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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10. Zweck der getroffenen Maßnat^me ist es, die sich 
xur die deutsche Landwirtschaft aus der Aufwer- 
tung vom Oktober 1969 ergebenden Einkom- 
mensyerlüste auszugleichen. Nach den der Kom- 
mission vorliegenden Informationen hat sich der 
Index der landwirtschaftlichen Einkommen pro 
Arbeitskraft in Deutschland nominell von 100 
im Jahre 1969 auf 140 im Jahre 1972 und nach 
jüngsten Schätzungen auf 150 im Jahre 1973^) 
erhöht; die in der gleichen Zeit in den übrigen 
Mitgliedstaaten festgestellte Einkommenssteige- 
rung lag nur in Frankreich über diesem Wert 
(Index 1972; 153). 

11. Nach den der Kommission vorliegenden Infor- 
mationen hat sich das Verhältnis zwischen den 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreisen und den 
Produktionsmittelpreisen in Deutschland weni- 
ger ungünstig als in den übrigen Mitgliedstaa- 
ten entwickelt; eine Ausnahme bildet Frank- 
reich, wo sich diese Relation zwischen 1969 und 
1972 leicht verbessert hat®). Nach den vorlie- 
genden Schätzungen trifft dies auch auf 1973 zu. 

12. Ein Vergleich zwischen den Mitgliedstaaten 
zeigt ferner, daß die Preise der Produktionsfak- 
toren in der Landwirtschaft zwischen 1969 und 
1972 in Deutschlad weniger stark angestiegen 
sind als in den Niederlanden, in Belgien und 
vor allem in Frankreich und Italien®). 

13. Eine genaue Quantifizierung der tatsächlichen 
Auswirkung der DM- Aufwertung von 1969 auf 
die Entwicklung der deutschen Landwirtschaft 
ist insofern schwierig, als es unmöglich ist, die 
Entwicklung, wie sie ohne diese Aufwertung 
eingetreten wäre, zu quantifizieren. Die festge- 
stellte Entwicklung ist die Resultante aus einer 
Vielzahl von wirtschaftlichen und monetären 
Faktoren, unter denen sich einzelne Faktoren 
nicht isolieren lassen. 


III. Schlußfolgerungen 

14, Mit Erlaß der Verordnung Nr. 2464/69 hat der 
Rat die Auffassung vertreten, daß die Aus- 
gleichsbeihilfen nur während eines begrenzten 
Zeitraums gewährt werden sollten; eine Über- 
leitung kann durch sozial- oder strukurpöliti- 
sche Maßnahmen erreicht werden. 

15; In Anbetradit der wirtschaftlichen Entwicklung 
der deutschen Landwirtschaft seit 1969, der Wei- 
terentwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik 
und der Notwendigkeit, die deutsche Landwirt- 
schaft in den gesamtwirtschaftlichen Rahmen 
des gemeinsamen Agrarmarktes einzuordnen, 
erscheint es nicht unzumutbar, die in der Ver- 
ordnung Nr. 2464/69 vorgesehene Regelung von 
Ausgieichsbeihilfen einzüstellen. 

16. Zur Vermeidung von Härten, die eine sofortige 
Aufhebung der Gesamtheit der Maßnahmen für 
die deuts^e Landwirtschaft zur Folge hätten, 
hält es die Kommission jedoch für angezeigt, 
Deutschland zu ermächtigen, 1974 die Regelung 
des direkten Ausgleichs über die Mehrwert- 
steuer in Höhe von 3 v. H. der Verkaufserlöse 
der landwirtschaftlichen Erzeuger beizubehal- 
ten. 

17. Die vorübergehende Beibehaltung der Regelung 
des direkten Ausgleichs über die Mehrwert- 
steuer würde allerdings wegen der Schwierig- 
keiten, die sich bei der praktischen Durchfüh- 
rung des Systems ergeben haben, nicht mehr in 
Form eines Vorschusses im Sinne des Artikels 1 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 2464/69 erfolgen. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen entsprechen 
technisch den Maßnahmen, die der Rat kürzlich 
im Anschluß an den niederländischen Gulden 
beschlossen hat. 

4) Dok. KOM(73) 1850, endg., Anhänge, Teil III, S. 240 

5) Dok. KOM(73) 1850, endg., Anhänge, Teil III, S. 27 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über ergänzende Maßnahmen in der 
Landwirtschaft im Anschluß an die Aufwertung der Deutschen Mark von 1969 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 
des Rates vom 9. Dezember 1969 über die auf dem 
Agrarsektor infolge der Aufwertung der Deutschen 
Mark zu treffenden Maßnahmen®), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 sieht yor, daß 
der Rat vor Ende des Jahres 1973 anhand eines Be- 
richts der Kommission prüft, wie sich die wirtschaft- 
liche Lage der deutschen Landwirtschaft nach der 
Aufwertung der Deutschen Mark unter dem Einfluß 
der von der deutschen Regierung getroffenen Maß- 
nahmen entwickelt hat. Unter Berücksichtigung der 
Entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik be- 
schließt der Rat geeignete Maßnahmen. 

Unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der deutschen Landwirtschaft seit 1969, der 
Fortentwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik und 
der Notwendigkeit, die deutsche Landwirtschaft in 
den gesamtwirtschaftlichen Rahmen des gemeinsa- 


men Agrarmarktes einzuordnen, scheint es ange- 
bracht, die in der Verordnung Nr. 2464/69 vorgese- 
hene Regelung der Ausgleichsbeihilfen einzustellen. 

Es empfiehlt sich, Härten für die deutsche Land- 
wirtschaft als Folge einer sofortigen Aufhebung 
aller in der Verordnung vorgesehenen Maßnahmen 
zu vermeiden — 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bundesrepublik Deutschland wird ermächtigt, 
den landwirtschaftlichen Erzeugern 1974 eine Beihilfe 
in Form eines Ausgleichs zu gewähren, den der land- 
wirtschaftliche Erzeuger beim Verkauf seiner Erzeug- 
nisse erhält und der höchstens 3 v. H. des Verkaufs- 
preises betragen darf. Diese Beihilfe wird entweder 
vom Käufer oder von einer von den zuständigen 
einzelstaatlichen Behörden bestimmten Steile ge- 
zahlt. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik 
Deutschland gerichtet. 


ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969,. S. 4 und 5 
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